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Europäischer Tarifbericht des WSI – 
2016/2017 

Trotz der anhaltenden Belebung des Arbeitsmarktes wachsen die Löhne in Europa auch 
in den Jahren 2016 und 2017 nur sehr moderat. Die verhaltene Lohnentwicklung wird 
zunehmend als eine Ursache für das Unterschreiten der Zielinflation und als Belastungs-
faktor für die weitere wirtschaftliche Entwicklung Europas gesehen. Selbst in Deutsch-
land, wo die Reallöhne in den vergangenen Jahren vergleichsweise stark gestiegen sind,  
ist die Lohnpolitik weit von einem expansiven Kurs entfernt. Deshalb befürworten neben 
den Europäischen Gewerkschaften inzwischen auch Institutionen wie der IMF, die EZB 
und die Europäische Kommission ein stärkeres Wachstum der Löhne, um so die Binnen-
nachfrage zu stärken und ökonomische Ungleichgewichte abzubauen. Eine stärkere 
Lohndynamik insbesondere in Deutschland würde die wirtschaftliche Erholung der  
Euro-Zone auf eine nachhaltige Basis stellen.

Malte Lübker, Thorsten Schulten

1. �Ökonomische Rahmenbedingungen 
der Tarifpolitik

1.1 �Allgemeine Wirtschaftsentwicklung

Für die Tarifpolitik bietet die wirtschaftliche Entwicklung 
in Europa weiterhin ein relativ günstiges Umfeld. Wie schon 
im Vorjahr rechnet die Europäische Kommission im 
EU-Durchschnitt für 2017 mit einer Zunahme des Brutto-
inlandsproduktes (BIP) von 1,9 %.1 Damit setzt sich die 
wirtschaftliche Erholung in der Europäischen Union (EU) 
weiter fort. Erstmals seit dem Ende der Wirtschafts- und 
Finanzkrise erreicht das Wachstum im laufenden Jahr zu-
dem alle 28 Mitgliedstaaten (Tabelle 1). Haupttriebkraft für 
die positive Wirtschaftsentwicklung bleibt dabei die Bin-
nennachfrage, wobei insbesondere der private Konsum 
einen bedeutenden Beitrag leistet (Europäische Kommis-
sion 2017a, S. 23; Herzog-Stein et al. 2017, S. 6). Die Inves-
titionstätigkeit trug hingegen ungeachtet des historisch 
niedrigen Zinsniveaus nur marginal zum Aufschwung bei, 
und auch die Konsumausgaben der öffentlichen Hand spie-
len nach wie vor nur eine untergeordnete Rolle (ebd.). 

Trotz der allgemein positiven Entwicklung und einer all-
mählichen Angleichung der Wachstumsgeschwindigkeiten 
innerhalb der EU bestehen deutliche Unterschiede in der 
wirtschaftlichen Dynamik zwischen den Mitgliedsländern 
fort. So reicht die Spannweite des BIP-Wachstums im Jahr 
2016 von 0,0 % (Griechenland) bis 5,2 % (Irland). Insbeson-

dere die osteuropäischen EU-Länder erreichten – mit Aus-
nahme von Estland – Wachstumsraten oberhalb des EU- 
Durchschnitts, während die beiden großen westeuropäischen 
Volkswirtschaften Frankreich (1,2 %) und Italien (0,9 %) auch 
2016 weiterhin relativ langsam wuchsen. Deutschland rangiert 
mit einem BIP-Wachstum von 1,9 % (2016) bzw. 1,6 % (Pro-
gnose für 2017) im Mittelfeld. Aufgrund des nunmehr seit 
2010 anhaltenden Aufschwungs übertrifft im Jahr 2017 die 
Wirtschaftsleistung Deutschlands aber das Vorkrisenniveau 
aus dem Jahr 2007 deutlich (+11,2 %). Hingegen wird das BIP 
Spaniens nach Berechnungen der Europäischen Kommission 
erstmals im laufenden Jahr wieder das Vorkrisenniveau er-
reichen. Portugal (97,7 % der Wirtschaftsleistung von 2007), 
Finnland (ebenfalls 97,7  %) sowie insbesondere Italien 
(93,8 %) und Griechenland (75,1 %) sind noch weit von einer 
vollständigen wirtschaftlichen Erholung entfernt.2 

1	 Dieser Europäische Tarifbericht schreibt die regelmäßige 
Berichterstattung des WSI aus den Vorjahren fort. Im Fol-
genden wird, falls nicht anders ausgewiesen, auf die Da-
ten der Annual Macro-Economic Database (AMECO) zu-
rückgegriffen, die von der Generaldirektion Wirtschaft und 
Finanzen (GD ECFIN) der Europäischen Kommission be-
reitgestellt wird (http://ec.europa.eu/economy_finance/db_
indicators/ameco/index_en.htm). Bei den Angaben für 
2017 handelt es sich um Prognosedaten der Europäischen 
Kommission, die am 11. Mai 2017 veröffentlicht wurden 
(vgl. Europäische Kommission 2017a). 

2	 Bezieht sich auf das BIP in Preisen von 2010; Berechnun-
gen des WSI auf Grundlage der AMECO-Datenbank  
(Version: 11. Mai 2017).
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1.2 �Die Lage auf dem Arbeitsmarkt

Die positive wirtschaftliche Entwicklung schlägt sich zuneh-
mend auch auf dem Arbeitsmarkt nieder, was tendenziell die 
Verhandlungsposition der Gewerkschaften stärkt. So fiel die 
Arbeitslosenquote im Jahr 2016 in der EU auf 8,5 %, was einem 
Rückgang um 0,9 Prozentpunkte entspricht (Tabelle 1). Trotz-
dem waren im Jahresdurchschnitt noch immer 20,9 Mio. 
Menschen ohne Beschäftigung, und damit 3,9 Mio. mehr als 
im Jahr 2007 vor Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise. 

Für 2017 prognostiziert die Europäische Kommission einen 
weiteren, moderaten Rückgang der Arbeitslosenzahlen um 
3,1 Mio. und damit verbunden ein Absinken der Arbeitslo-
senquote auf 8,0 %. 

Innerhalb der EU zeigen sich deutliche Unterschiede be-
züglich der Beschäftigungsdynamik. So bewegte sich die Ar-
beitslosenquote im Jahr 2016 insbesondere in südeuropäi-
schen Ländern wie Griechenland (23,6 %), Spanien (19,6 %) 
und Italien (11,7 %) noch weit oberhalb des Vorkrisenniveaus, 
mit entsprechenden Rückwirkungen auf die Durchsetzungs-
macht der Gewerkschaften. In einigen osteuropäischen Län-
dern wie Polen (6,2 %), Tschechien (4,0 %) und Ungarn 
(5,1 %) ist die Arbeitslosigkeit inzwischen unter das Vorkri-
senniveau gefallen. Insbesondere gilt dies jedoch für Deutsch-
land (4,1 %), wo sich die Arbeitslosenquote gegenüber dem 
Jahr 2007 mehr als halbiert hat und sich derzeit auf dem 
niedrigsten Stand seit den frühen 1980er Jahren befindet.

1.3 �Preis- und Produktivitätsentwicklung

Während die Konjunkturentwicklung und die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt den allgemeinen Kontext für Tarifverhandlun-
gen vorgeben, orientieren sich die Verhandlungspartner bei 
ihren Forderungen häufig an zwei konkreten Indikatoren: 
der Preisentwicklung und dem Produktivitätswachstum (Ta-
belle 2). Zusammen bilden diese den lohnpolitischen Vertei-
lungsspielraum. Wenn die Tarifparteien ihn voll ausschöpfen, 
bedeutet dies aus Sicht der Beschäftigten eine gleichberech-
tigte Teilhabe an der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung; 
aus Sicht der Arbeitgeber führt eine produktivitätsorientier-
te Lohnpolitik zu konstanten realen Lohnstückkosten und 
einem stetigen Wachstum der Bruttobetriebsüberschüsse. 
Der lohnpolitische Verteilungsspielraum kann also auch als 
Richtwert für verteilungspolitisch neutrale Lohnerhöhungen 
gesehen werden, bei dessen Befolgung sowohl die Lohn- als 
auch die Kapitalquote konstant bleibt.

Während dieses Argument im Grundsatz allgemein an-
erkannt ist, sind wichtige Details seiner Anwendung strittig. 
So werden zur Messung der allgemeinen Preisentwicklung 
traditionell die Verbraucherpreise angesetzt, da deren Ver-
änderungen die für Arbeitnehmer entscheidenden Lebens-
haltungskosten widerspiegeln. Entsprechend stellt eine An-
passung der nominalen Löhne an die Inflation zunächst nur 
sicher, dass Kaufkraftverluste ausgeglichen werden.3 Aus 
diesem Grund betrachtet auch der Europäische Tarifbericht 
des WSI traditionell die Preisentwicklung, den Verteilungs-
spielraum und den Anstieg der Reallöhne aus Sicht der 
Arbeitnehmer, und zwar unter Verwendung des für alle 

Tabelle 1

Wachstum und Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union, 2014 – 2017

Bruttoinlandsprodukt1 Arbeitslosenquote2

2014 2015 2016 2017 2014 2015 2016 2017

Nordeuropa

Dänemark 1,7 1,6 1,3 1,7 6,6 6,2 6,2 5,8

Finnland –0,6 0,3 1,4 1,3 8,7 9,4 8,8 8,6

Schweden 2,6 4,1 3,3 2,6 7,9 7,4 6,9 6,6

Westeuropa

Belgien 1,7 1,5 1,2 1,5 8,5 8,5 7,8 7,6

Deutschland 1,6 1,7 1,9 1,6 5,0 4,6 4,1 4,0

Frankreich 0,6 1,3 1,2 1,4 10,3 10,4 10,1 9,9

Großbritannien 3,1 2,2 1,8 1,8 6,1 5,3 4,8 5,0

Irland 8,5 26,3 5,2 4,0 11,3 9,4 7,9 6,4

Luxemburg 5,6 4,0 4,2 4,3 6,0 6,5 6,3 6,1

Niederlande 1,4 2,0 2,2 2,1 7,4 6,9 6,0 4,9

Österreich 0,6 1,0 1,5 1,7 5,6 5,7 6,0 5,9

Südeuropa

Griechenland 0,4 –0,2 0,0 2,1 26,5 24,9 23,6 22,8

Italien 0,1 0,8 0,9 0,9 12,7 11,9 11,7 11,5

Malta 8,3 7,4 5,0 4,6 5,8 5,4 4,7 4,9

Portugal 0,9 1,6 1,4 1,8 14,1 12,6 11,2 9,9

Spanien 1,4 3,2 3,2 2,8 24,5 22,1 19,6 17,6

Zypern –1,5 1,7 2,8 2,5 16,1 15,0 13,1 11,7

Osteuropa

Bulgarien 1,3 3,6 3,4 2,9 11,4 9,2 7,6 7,0

Estland 2,8 1,4 1,6 2,3 7,4 6,2 6,8 7,7

Kroatien –0,5 1,6 2,9 2,9 17,2 16,1 13,3 11,6

Lettland 2,1 2,7 2,0 3,2 10,8 9,9 9,6 9,2

Litauen 3,5 1,8 2,3 2,9 10,7 9,1 7,9 7,6

Polen 3,3 3,8 2,7 3,5 9,0 7,5 6,2 5,2

Rumänien 3,1 3,9 4,8 4,3 6,8 6,8 5,9 5,4

Slowakei 2,6 3,8 3,3 3,0 13,2 11,5 9,7 8,6

Slowenien 3,1 2,3 2,5 3,3 9,7 9,0 8,0 7,2

Tschechien 2,7 4,5 2,4 2,6 6,1 5,1 4,0 3,5

Ungarn 4,0 3,1 2,0 3,6 7,7 6,8 5,1 4,1

EU 28 1,6 2,2 1,9 1,9 10,2 9,4 8,5 8,0

1 Bruttoinlandsprodukt  = Veränderung des BIP in % gegenüber dem Vorjahr.
2 Arbeitslosenquote = Anzahl der Arbeitslosen in % der zivilen Erwerbsbevölkerung (Eurostat-Definition).
Angaben für 2017: Prognose der Europäischen Kommission.

Quelle: AMECO Datenbank der Europäischen Kommission (Version: 11. Mai 2017).

3	 Dies gilt mit der wichtigen Einschränkung, dass sich die 
tatsächliche Preisentwicklung für arme und reiche Haus-
halte aufgrund ihres unterschiedlichen Konsumverhaltens 
unterscheidet. So betrug die durchschnittliche Inflations
rate für den Zeitraum Januar 2005 bis Juli 2014 für Haus-
halte im unteren Zehntel 1,71 %, für Haushalte im oberen 
Zehntel hingegen nur 1,57 % (siehe Held 2014, S. 687).
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EU-Länder verfügbaren Harmonisierten Verbraucherpreis
index (HVPI). 

Gegen diese arbeitnehmerorientierte Sichtweise lassen 
sich jedoch zwei Einwände erheben. So lässt sich erstens 
argumentieren, dass die Lohnpolitik deflationäre Tendenzen 
verstärkt, wenn sie sich an extrem niedrigen Inflationsraten 
orientiert. Wird statt der tatsächlichen Inflationsrate die 
Zielinflation der EZB von „unter, aber nahe 2 %“ angesetzt, 
weitet sich der lohnpolitische Verteilungsspielraum entspre-
chend aus (Horn/Watt 2017, S. 10). Zweitens wird bei der 

Berechnung der realen Produktivitätsentwicklung ein an-
deres Verfahren angewendet, aus dem sich der sogenannte 
BIP-Deflator ergibt.4 Dies ist solange unproblematisch, 

Tabelle 2

Preise, Arbeitsproduktivität und Verteilungsspielraum in der Europäischen Union, 2014 – 2017

Verbraucherpreise1 Arbeitsproduktivität2 Verteilungsspielraum3

2014 2015 2016 2017 2014 2015 2016 2017 2014 2015 2016 2017

Nordeuropa

Dänemark 0,4 0,2 0,0 1,4 0,7 0,3 –0,4 0,6 1,0 0,6 –0,4 2,0

Finnland 1,2 –0,2 0,4 1,0 –0,2 0,6 0,8 0,8 1,1 0,5 1,2 1,7

Schweden 0,2 0,7 1,1 1,4 1,2 2,5 1,6 1,1 1,4 3,2 2,7 2,5

Westeuropa

Belgien 0,5 0,6 1,8 2,3 1,2 0,6 –0,1 0,6 1,7 1,2 1,7 2,9

Deutschland 0,8 0,1 0,4 1,7 0,8 0,8 0,6 0,6 1,6 0,9 1,0 2,3

Frankreich 0,6 0,1 0,3 1,4 0,4 0,9 0,7 0,6 1,0 1,0 1,0 2,0

Großbritannien 1,5 0,0 0,7 2,6 0,7 0,4 0,4 1,2 2,2 0,5 1,0 3,8

Irland 0,3 0,0 –0,2 0,6 6,7 23,2 2,4 1,3 7,0 23,1 2,2 2,0

Luxemburg 0,7 0,1 0,0 2,4 3,0 1,4 1,1 1,2 3,7 1,4 1,2 3,5

Niederlande 0,3 0,2 0,1 1,6 1,7 1,0 0,5 0,4 2,0 1,2 0,6 2,0

Österreich 1,5 0,8 1,0 1,8 –0,3 0,3 0,1 0,7 1,2 1,1 1,1 2,5

Südeuropa

Griechenland –1,4 –1,1 0,0 1,2 0,3 –0,7 –1,3 0,7 –1,1 –1,8 –1,2 1,9

Italien 0,2 0,1 –0,1 1,5 –0,1 –0,2 –0,5 0,2 0,1 –0,1 –0,5 1,8

Malta 0,8 1,2 0,9 1,6 3,0 3,5 1,3 1,6 3,8 4,7 2,2 3,1

Portugal –0,2 0,5 0,6 1,4 –0,5 0,2 –0,2 0,4 –0,7 0,7 0,4 1,9

Spanien –0,2 –0,6 –0,3 2,0 0,3 0,2 0,4 0,5 0,1 –0,4 0,0 2,5

Zypern –0,3 –1,5 –1,2 1,2 0,2 –0,2 0,1 0,1 0,0 –1,7 –1,1 1,3

Osteuropa

Bulgarien –1,6 –1,1 –1,3 1,3 1,0 3,3 2,9 2,3 -0,6 2,2 1,6 3,6

Estland 0,5 0,1 0,8 3,3 2,0 –1,4 1,3 2,0 2,5 –1,3 2,1 5,4

Kroatien 0,2 –0,3 –0,6 1,6 –3,1 0,1 2,2 0,9 –2,9 –0,1 1,6 2,5

Lettland 0,7 0,2 0,1 2,2 3,5 1,4 2,0 2,8 4,2 1,6 2,1 5,1

Litauen 0,2 –0,7 0,7 2,8 1,5 0,5 0,3 2,2 1,7 –0,2 1,0 5,1

Polen 0,1 –0,7 –0,2 1,8 1,5 2,3 2,1 3,1 1,6 1,6 1,9 4,9

Rumänien 1,4 –0,4 –1,1 1,1 2,3 4,9 5,8 4,2 3,7 4,5 4,7 5,3

Slowakei –0,1 –0,3 –0,5 1,4 1,1 1,8 0,9 1,6 1,0 1,5 0,4 3,0

Slowenien 0,4 –0,8 –0,2 1,5 2,7 1,2 0,5 1,4 3,0 0,4 0,3 2,9

Tschechien 0,4 0,3 0,6 2,5 2,2 3,1 0,6 2,4 2,6 3,4 1,3 4,8

Ungarn 0,0 0,1 0,4 2,9 –0,7 0,9 –0,2 3,0 –0,7 0,9 0,2 5,9

EU 28 0,5 0,0 0,3 1,8 0,6 1,0 0,6 0,9 1,2 1,0 0,9 2,7

1 Preise = Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI), Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr.
2 Arbeitsproduktivität = Reales BIP pro Erwerbstätiger, Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr.
3 Verteilungsspielraum = Summe aus Preis- und Arbeitsproduktivitätsentwicklung.
Angaben für 2017: Prognose der Europäischen Kommission.

Quelle: AMECO Datenbank der Europäischen Kommission (Version: 11. Mai 2017), Berechnungen des WSI.

4	 Es handelt sich hierbei um die doppelte Deflationierung, 
bei der Vorleistungen und Produktionswert getrennt preis-
bereinigt werden, um so die Entwicklung der Bruttowert-
schöpfung in konstanten Preisen zu berechnen (Eurostat 
2005).
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wie sich der HVIP und der BIP-Deflator parallel entwickeln. 
Wenn sich die beiden Preisindices jedoch über längere Zeit 
auseinanderentwickeln, kann dies zu einer Fehleinschätzung 
der tatsächlichen Zahlungsfähigkeit der Unternehmen füh-
ren. 

Bei den Verbraucherpreisen zeigten sich auch im Jahr 
2016 wieder deutliche deflationäre Tendenzen: In den 28 
EU-Mitgliedsländern stiegen die Preise gegenüber dem 
Vorjahr nur um 0,3 % (Tabelle 2), und auch innerhalb der 
Euro-Zone blieb die Preissteigerung mit 0,2 % deutlich 
unterhalb der Zielvorgabe der EZB (nicht tabellarisch aus-
gewiesen). Kein einziges EU-Land erreichte die Marke von 
2,0 % jährlicher Inflation; in zehn Ländern fielen die Ver-
braucherpreise sogar. Für das Jahr 2017 rechnet die Euro-
päische Kommission mit einem Anziehen der Inflation 
auf 1,8 %. Dies ist jedoch vor allem den wieder steigenden 
Preisen für Energie und Nahrungsmittel geschuldet. Wie 
auch in den Vorjahren verharrt die um diese beiden Kom-
ponenten bereinigte Kerninflationsrate nahe 1,0 % (EZB 
2017b, S. 95). Nach Einschätzung des Internationalen Wäh-
rungsfonds ergibt sich aus dem Zusammenspiel von nied-
riger Kerninflation und verhaltenem Lohnwachstum, dass 
ein nachhaltiges Erreichen der Zielinflation noch in weiter 
Ferne liegt (IMF 2017a).

Die Arbeitsproduktivität wuchs im Jahr 2016 in der Eu-
ropäischen Union mit nur 0,6 % sehr moderat, wobei die 
Europäische Kommission für das laufende Jahr mit einer 
leichten Zunahme auf 0,9 % rechnet (Tabelle 2). Die EZB 
beobachtet dabei eine generelle Verlangsamung des Produk-
tivitätswachstums innerhalb aller Wirtschaftszweige und 
führt dies insbesondere auf eine verhaltene Investitionstätig-
keit der Unternehmen bei gleichzeitig anziehender Beschäf-
tigung zurück. Dies hat seit dem Jahr 2013 eine nachlassen-
de Kapitalintensivierung zur Folge, die sich bremsend auf 
den Produktivitätsfortschritt auswirkt (EZB 2017a, S. 62f.). 
Eine plausible Erklärung für die Investitionsschwäche ist, 
dass Unternehmen sich angesichts der weiterhin verhaltenen 
Nachfrage und fehlenden Lohndrucks mit produktivitäts-
fördernden Investitionen zurückhalten (Mason 2017, 
S. 45ff.). Anders als im neo-klassischen Erklärungsansatz 
ist die Produktivität nach dieser Sichtweise also nicht exogen 
gegeben, sondern wird ihrerseits langfristig von der Tarif-
politik beeinflusst.

Im innereuropäischen Vergleich liegen die zwei großen 
westeuropäischen Volkswirtschaften Deutschland und 
Frankreich in den Jahren 2016 und 2017 mit Produktivi-
tätsgewinnen von 0,6 % bis 0,7 % pro Jahr in etwa gleichauf; 
in Südeuropa wächst die Produktivität in Spanien wieder 
moderat (0,4 % bis 0,5 %), während sie in Italien stagniert 
(-0,5 % und 0,2 %). Deutlich dynamischer ist hingegen der 
Produktivitätsfortschritt in Osteuropa und in einigen klei-
neren westeuropäischen Volkswirtschaften (wobei hier, wie 
im Falle Irlands, teilweise Sondereffekte zum Tragen kom-
men).5

Aus der moderaten Preisentwicklung und dem langsa-
men Produktivitätswachstum ergibt sich für 2016 europa-

weit rein rechnerisch nur ein lohnpolitischer Verteilungs-
spielraum von 0,9 % (Tabelle 2). Dieser weitet sich für das 
Jahr 2017 durch anziehende Verbraucherpreise und besse-
re Performanz der Produktivität voraussichtlich auf 2,7 % 
aus. Nach diesem Maßstab besteht insbesondere in Osteu-
ropa im laufenden Jahr beträchtlicher Spielraum für Lohn-
erhöhungen zwischen 2,5 % (Kroatien) und 5,9 % (Ungarn). 
In allen westeuropäischen Ländern sind derzeit Lohnstei-
gerungen von – teilweise deutlich – über 2,0 % verteilungs-
neutral, darunter in Deutschland von 2,3 %. In Nordeuropa 
gibt es wie schon in den Vorjahren insbesondere in Schwe-
den einen relativ hohen Verteilungsspielraum von 2,5 %. 
Erstmals seit 2013 besteht nach diesem Maßstab im laufen-
den Jahr auch in südeuropäischen Ländern wie Spanien 
(2,5 %) und Italien (1,8 %) erheblicher Spielraum für Lohn-
erhöhungen.

Die konventionelle Berechnungsweise des Verteilungs-
spielraums setzt dabei die jährlichen Zahlen für die tatsäch-
liche Produktivitäts- und Preisentwicklung an, was im Jah-
resvergleich zu relativ starken Schwankungen führt. Im 
Interesse einer langfristig ausgelegten Tarifpolitik empfiehlt 
sich deshalb eine Ausrichtung an der Trendproduktivität, 
die sich aus dem Produktivitätswachstum über mehrere 
Jahre ergibt. Für die Europäische Union liegt diese für den 
Zeitraum von 2007 bis 2017 bei durchschnittlich 0,5 %. 
Wenn dies mit der Zielmarke für die Preisentwicklung der 
EZB von 2,0 % kombiniert wird, ergibt sich hieraus ein 
Spielraum für kostenneutrale und nichtinflationäre Lohn-
erhöhungen von rund 2,5 % pro Jahr – der sich weiter aus-
weitet, wenn man ein höheres Potenzialwachstum der Pro-
duktivität berücksichtigt. 

Für die Zahlungsfähigkeit der Unternehmen ist zudem 
nicht die Entwicklung der Verbraucherpreise entschei-
dend, sondern die Steigerung der nominalen Wertschöp-
fung. Wenn bei der Berechnung des lohnpolitischen Ver-
teilungsspielraums statt des HVPI der BIP-Deflator 
angesetzt wird, ergibt sich europaweit ein deutlich höherer 
Spielraum für Lohnsteigerungen von durchschnittlich 
1,9 % für die Jahre von 2014 bis 2017 (statt 1,4 % auf 
HVPI-Basis). Besonders ausgeprägt sind die Diskrepanzen 
zwischen BIP-Deflator und HVPI für Deutschland (Euro-
päische Kommission 2017a, S. 71). Aus Sicht der deutschen 
Arbeitgeber sind deshalb für den gleichen Vierjahreszeit-
raum jährliche Lohnerhöhungen von 2,4 % kostenneutral, 
oder rund ein Prozentpunkt mehr als bei Berechnung auf 
HVPI-Basis. 

5	 Das BIP Irlands wird zu einem erheblichen Teil von dort 
ansässigen multinationalen Konzernen beeinflusst, die 
hier ihre Gewinne auf geistiges Eigentum verbuchen. Die 
Statistikbehörde Irlands hat deshalb vor Kurzem einen um 
diese Sondereffekte bereinigten Indikator entwickelt, das 
modifizierte Bruttonationaleinkommen (BNE*). Im Jahr 
2016 war das BNE* mit 189,2 Mrd. € um fast ein Drittel 
kleiner als das BIP in Höhe von 275,6 Mrd. € (Central Stati-
stics Office 2017).
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2. �Die Entwicklung der Tariflöhne

2.1 �Der EZB-Tariflohnindikator

Die Analyse der Tariflohnentwicklung in Europa steht vor 
dem grundsätzlichen Problem, dass es keine offizielle euro-
päische Tariflohnstatistik gibt. Um den von der Tarifpolitik 
ausgehenden Preisdruck abschätzen zu können, berechnet 
allerdings die Europäische Zentralbank (EZB) seit fünfzehn 
Jahren einen „Indikator der Tarifverdienste“ (Kanutin 2015). 
Es handelt sich hierbei um sogenannte „experimentelle Da-
ten“, die auf Grundlage nicht harmonisierter nationaler Da-
tenquellen aus insgesamt elf Ländern berechnet werden, die 
zusammen 98 % der Lohnsumme der Euro-Zone abdecken.6 

Der EZB-Indikator weist für das Jahr 2016 mit 1,4 % wei-
terhin eine nur sehr verhaltene Steigerung der Tariflöhne aus, 
wobei das Wachstum gegenüber den Vorjahren sich sogar 
noch weiter abgeschwächt hat (Abbildung 1). Im Vergleich 
zu den frühen 2000er Jahren ist das Wachstum der Tariflöh-
ne sogar um etwa einen Prozentpunkt zurückgegangen. Die 
europäischen Institutionen sehen in dem schwachen Kosten-
druck durch geringe Lohnsteigerungen zunehmend einen 
der Gründe für das Unterschreiten der Zielinflation (Euro-
päische Kommission 2017a, S. 4; EZB 2017b, S. 26). Ande-
rerseits führt die geringe Inflation dazu, dass die Tariflöhne 
in den Jahren 2014 bis 2016 real um jeweils mehr als ein 
Prozent gestiegen sind. Durch die vorübergehende Steigerung 
der Inflationsraten droht sich diese Entwicklung aber im Jahr 
2017 umzukehren, sodass es bei weiterhin moderater Anhe-
bung der Tariflöhne in der Euro-Zone zu Kaufkrafteinbußen 
in der Kaufkraft der Tariflöhne kommen könnte.

Deutlich volatiler als die Tariflöhne haben sich in den 
vergangenen Jahren die Effektivlöhne entwickelt, d. h. die 
tatsächlich an die Beschäftigten gezahlten Löhne und Ge-
hälter (Abbildung 2).7 So wuchsen die Effektivlöhne im 
Zuge der konjunkturellen Erholung im Jahr 2015 nach 
EZB-Daten deutlich schneller als die oft langfristig aus-
gehandelten Tariflöhne, sodass es zu einer positiven 
Lohndrift kam (Schulten 2016, S. 625).8 Im Jahr 2016 und 
im ersten Quartal des Jahres 2017 wuchsen die Effektiv
löhne hingegen wieder geringfügig langsamer als die Ta-
riflöhne, was auch schon 2013 und 2014 der Fall war. Die 
negative Lohndrift steht im Gegensatz zum Muster der 
frühen 2000er Jahre, als die Effektivlöhne stets deutlich 
schneller als die Tariflöhne gewachsen sind (s. a. Kanutin 
2015). 

2.2 �Die Tariflohnentwicklung in  
ausgewählten EU-Staaten

Mangels einer einheitlichen Datenquelle muss bei der Ana-
lyse der Tariflohnentwicklung in Europa notgedrungen auf 
nicht harmonisierte nationale Datensätze zurückgegriffen 
werden, die in den meisten Fällen entweder von den nati-

onalen Statistikämtern oder von den nationalen Arbeitsmi-
nisterien erhoben werden und nur für eine begrenzte Anzahl 
von Ländern verfügbar sind. Eine Zusammenfassung der 
unterschiedlichen nationalen Tariflohndaten findet sich in 
der Tariflohndatenbank von Eurofound (Fric 2016), die 
derzeit insgesamt 14 EU-Staaten umfasst, von denen hier 
im Folgenden acht Länder (Belgien, Deutschland, Großbri-
tannien, Italien, Niederlande, Österreich, Schweden und 
Spanien) mit vergleichbaren Zeitreihen berücksichtigt wer-
den.9

6	 Bei den Ländern, die in dem EZB-Tariflohnindikator be-
rücksichtigt werden, handelt es sich um Belgien, Deutsch-
land, Finnland, Frankreich, Italien, Malta, die Niederlande, 
Österreich, Portugal, Slowenien und Spanien (Kanutin 
2015).

7	 Abbildung 2 verwendet hierzu den Lohnkostenindex der 
EZB, der keine Lohnnebenkosten berücksichtigt. Durch die 
andere Datengrundlage und Unterschiede in der geogra-
phischen Abdeckung (Europäische Union bzw. Euro-Zone) 
ergeben sich Abweichungen zu Tabelle 3, insbesondere für 
das Jahr 2015.

8	 Die in Abschnitt 3 näher analysierten Daten der Europäi-
schen Kommission bestätigen diesen Ausreißer nach oben 
allerdings nicht. Nach dieser Quelle stiegen die  
nominalen Arbeitnehmerentgelte im Jahr 2015 in der  
Euro-Zone nur um 1,1 % (vgl. AMECO-Datenbank, Version: 
11. Mai 2017). 

9	 Für einen Überblick zu den verschiedenen methodischen 
Verfahren zur Erfassung von Tariflöhnen siehe Van Gyes/
Vandekerckhove (2016). Für Deutschland verwendet Euro-
found die Tariflohndaten des WSI.

ABB. 1

Entwicklung der Tariflöhne in der Euro-Zone, 2001–2017*
Veränderungen in Prozent zum Vorjahr

       nominal  real

* Reale Entwicklung inflationsbereinigt auf Basis des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI);
Angaben für 2017: 1. Quartal.

Quelle: Europäische Zentralbank (Tariflöhne) und AMECO Datenbank der Europäischen Kommission
(Version: 11. Mai 2017) sowie Eurostat (HVPI); Berechnungen des WSI.
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Besonders deutliche Tariferhöhungen konnten im Jahr 
2016 dabei die Gewerkschaften in Großbritannien (2,5 %), 
Deutschland (2,4 %) und Schweden (2,3 %) durchsetzen 
(Abbildung 3). Beides entspricht in etwa der Summe aus 
Trendproduktivität und Zielinflation, und dabei der groben 
Richtschnur für ein langfristig preis- und verteilungsneu
trales Lohnwachstum.10 Zum Teil deutlich niedrigere Tarif- 
erhöhungen finden sich hingegen in den Niederlanden 
(1,9 %), Österreich (1,6 %), Spanien (1,1 %) sowie in Italien 
und Belgien (jeweils 0,6 %). Vor dem Hintergrund einer 
gesetzlich festgelegten Lohnnorm begrenzt in Belgien ein 
Sektor übergreifender Tarifvertrag für die Jahre 2017 und 
2018 die Lohnerhöhungen auf insgesamt maximal 1,1 % 
(Conseil National du Travail 2017).

Preisbereinigt fielen die Tariferhöhungen des Jahres 2016 
zum Teil deutlich moderater aus. In Deutschland stiegen 
die realen Tariflöhne mit 2,0 % am stärksten, während sie 
in Belgien auch aufgrund steigender Verbraucherpreise um 
1,1 % fielen. Deflationäre Tendenzen gaben den realen Ta-
riflöhnen in Spanien hingegen zusätzlichen Auftrieb.

In der längerfristigen Entwicklung zeigen sich ebenfalls 
deutliche Unterschiede zwischen den acht Ländern. Preis-
bereinigt sind die Tariflöhne in Deutschland (+9,0 %) und 

Schweden (+8,3 %) von 2010 bis 2016 mit Abstand am 
stärksten gestiegen (Abbildung 4). Auch in Österreich 
(+2,4 %) gab es eine geringfügige Erhöhung, während sich 
die realen Tariflöhne in Spanien, Italien und den Nieder-
landen praktisch auf dem Ausgangsniveau des Basisjahres 
2009 befinden. Die jüngsten Tarifsteigerungen in Großbri-
tannien haben hingegen die tiefen Einschnitte bis zum Jahr 
2013 nur teilweise ausgleichen können, während sich in 
Belgien die staatlich erzwungene Lohnzurückhaltung seit 
2015 in fallenden realen Tariflöhnen niederschlägt. 

3. �Die Entwicklung der Effektivlöhne

Um die Entwicklung der Effektivlöhne auf einheitlicher Basis 
zu analysieren, wird im Folgenden erneut auf die AME-
CO-Datenbank der Europäischen Kommission zurückge-
griffen. Wie die Daten zur Arbeitsproduktivität (Abschnitt 1.3) 
beruhen diese auf der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung, sodass Lohn- und Produktivitätsentwicklung direkt 
miteinander vergleichbar sind.11 Wie aus Tabelle 3 hervorgeht, 
hat sich das Wachstum der effektiven Nominallöhne von 1,2 % 
in den Jahren 2014 und 2015 auf 1,7 % im Jahr 2016 beschleu-

ABB. 2

Entwicklung der Tarif- und Effektivlöhne in der Euro-Zone, 2001–2017*
Veränderungen in Prozent zum Vorjahr

        Tariflöhne   Effektivlöhne

*Effektivlöhne beziehen sich auf marktotientierte Wirtschaftszweige ohne Land- und
Forstwirtschaft (NACE Rev. 2 Abschnitte B bis N) ohne Berücksichtigung der Lohn-
nebenkosten; Angaben für 2017: 1. Quartal.

Quelle: Europäische Zentralbank; Berechnungen des WSI.
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ABB. 3

Entwicklung der Tariflöhne in ausgewählten
EU-Staaten, 2016*
Veränderungen in Prozent zum Vorjahr

        nominal  real

* Reale Entwicklung inflationsbereinigt auf Basis des Harmonisierten
 Verbraucherpreisindex (HVPI).

Quelle: Eurofound (Tariflöhne) und AMECO Datenbank
der Europäischen Kommission (Version: 11. Mai 2017) (HVPI);
Berechnungen des WSI.
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10	 Auch die Bank von England und die Schwedische Reichs-

bank orientieren sich an einer Zielinflation von 2 %.

11	 Die Daten beziehen sich auf Arbeitnehmerentgelte und 
schließen deshalb Arbeitgeberanteile an der Sozialversi-
cherung mit ein. Da im Folgenden jedoch nur Veränderun-
gen über die Zeit betrachtet werden, ist diese Abweichung 
(unter der Annahme eines konstanten Anteils der Arbeit-
geberanteile) weitgehend unproblematisch. 
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nigt; für 2017 rechnet die Europäische Kommission mit einer 
weiteren Zunahme des Lohnwachstums auf 2,2 %. 

Zwischen den einzelnen Mitgliedsländern zeigen sich 
dabei deutliche Unterschiede. Ausgehend von einem noch 
immer deutlich niedrigeren Niveau sind die Löhne in den 
vergangenen Jahren insbesondere in einigen osteuropäischen 
Ländern relativ schnell gewachsen. So überschreitet das no-
minale Lohnwachstum in den drei baltischen Ländern sowie 
in Rumänien und in Ungarn sowohl 2016 als voraussichtlich 
auch 2017 die Marke von 5,0 %. In den südeuropäischen 
Ländern – mit Ausnahme von Malta – verharrt das Wachstum 
der nominalen Effektivlöhne hingegen im vergangenen und 
im laufenden Jahr unter der Schwelle von 2,0 %. Wie auch 
bei der Tarifentwicklung zählten in Nord- und Westeuropa 
Schweden (+2,5 %), Deutschland (+2,3 %) und Großbritan-
nien (+2,8 %) im Jahr 2016 zur Spitzengruppe, die durch 
Irland (+2,9 %) ergänzt wird. Für das laufende Jahr zeichnet 
sich eine ähnliche Entwicklung ab, wobei die Prognosen mit 
einiger Unsicherheit behaftet sind.12 

Aufgrund der niedrigen Inflationsrate schlugen sich die 
Nominallohnzuwächse des Jahres 2016 nahezu ungebremst 
in den effektiven Reallöhnen nieder, die für die EU als Ganzes 
um durchschnittlich 1,5 % stiegen (Tabelle 3). Die wieder 
steigenden Energie- und Nahrungsmittelpreise bedingen al-
lerdings, dass die Reallöhne im laufenden Jahr mit einem 
Zuwachs von voraussichtlich nur 0,4 % nahezu stagnieren. 
Für die Konjunkturentwicklung bedeutet dies, dass die Bin-
nennachfrage weiterhin nur von der Beschäftigungsentwick-
lung getragen wird, während sich fehlende Lohnimpulse 
dämpfend auswirken (Europäische Kommission 2017a, 
S. 24). Reallohnverluste treffen nach den Prognosen der Eu-
ropäischen Kommission dabei 2017 voraussichtlich insbe-
sondere die Beschäftigten in den südeuropäischen Ländern 
Italien (–0,7 %), Spanien (–1,0 %) und Zypern (–0,5 %).

Wenn die Entwicklung der effektiven Nominallöhne am 
lohnpolitischen Verteilungsspielraum gemessen wird, ergibt 
sich hieraus die Verteilungsbilanz. Während Lohnsteigerungen 
der Jahre 2014 und 2015 in diesem Sinne neutrale Verteilungs-
wirkungen hatten, ergibt sich für 2016 für die Europäische 
Union ein positiver Saldo zugunsten der Beschäftigten von 
0,9 Prozentpunkten (Tabelle 3). Im laufenden Jahr wird sich 
diese Entwicklung nach den Prognosen der Europäischen 
Kommission wieder zulasten der Beschäftigten umkehren 
(–0,5 Prozentpunkte). Unter den großen Volkswirtschaften 
tritt insbesondere Deutschland mit einer über den Zeitraum 
von 2014 bis 2017 stets positiven Verteilungsbilanz hervor 
(Durchschnittswert: 1,1 Prozentpunkte). Dies suggeriert 
Lohnerhöhungen über den Verteilungsspielraum hinaus, was 
im Allgemeinen zu steigenden realen Lohnstückkosten führt. 

Der vermeintlich positive Verteilungssaldo in Deutsch-
land ist jedoch weitgehend ein statistisches Artefakt, das 
sich aus Unterschieden in der Preisbereinigung für Löhne 
(HVPI) und Produktivität (BIP-Deflator) ergibt. Dies lässt 
sich umgehen, wenn stattdessen die nominale Lohnentwick-
lung an der Veränderung der nominalen Wertschöpfung 
gemessen wird.13 Bei dieser für die Lohnkosten aussagekräf-

tigeren Betrachtungsweise ergibt sich über den Vierjahres-
zeitraum für Deutschland eine annähernd neutrale Vertei-
lungsbilanz (durchschnittlich +0,2 Prozentpunkte pro Jahr). 

In geringerem Maße treten solche Effekte auch für die 
meisten anderen Länder Nord-, West- und Südeuropas auf, 
sodass hier über die vier Jahre von 2014 bis 2017 nur in 
Dänemark (+0,5 Prozentpunkte pro Jahr) und die Nieder-
lande (+0,1 Prozentpunkte) marginal positive Salden zu-
gunsten der Beschäftigten verbleiben. Eine deutlich schlech-
tere Verteilungsbilanz zeigt sich nach dieser alternativen 
Berechnungsmethode u. a. für Malta (–1,7 Prozentpunkte), 
Portugal (–1,2 Prozentpunkte) sowie Belgien und Finnland 
(jeweils –1,0 Prozentpunkte; Werte nicht tabellarisch aus-
gewiesen). Auch die meist positiven Verteilungsbilanzen in 
Osteuropa fallen nach Bereinigung um den statistischen 
Effekt deutlich geringer aus.

12	 So haben sich in Finnland die Nominallöhne in den ersten 
fünf Monaten des Jahres 2017 entgegen der Prognose ge-
genüber dem Vorjahr um 2,1 % erhöht (Statistics Finland 
2017), während die von der Europäischen Kommission für 
Belgien prognostizierten Nominallohnzuwächse um 2,0 % 
im laufenden Jahr aufgrund der fortgesetzten Lohnzurück-
haltung als optimistisch erscheinen.

13	 Die nominale Wertschöpfung lässt sich ermitteln, indem 
die Produktivität mit dem BIP-Deflator in nominale Werte 
zurückgerechnet wird. 

ABB. 4

Entwicklung der realenTariflöhne in ausgewählten EU-Staaten, 2010–2016*
2009 = 100

        Deutschland   Schweden            Österreich    Spanien

        Italien    Niederlande            Großbritannien   Belgien

* Inflationsbereinigt auf Basis des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI).

Quelle: Eurofound (Tariflöhne) und AMECO Datenbank der Europäischen
Kommission (Version: 11. Mai 2017) (HVPI); Berechnungen des WSI.
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4. �Ausblick: Expansive Lohnpolitik für 
nachhaltiges Wachstum

Die Lohnzuwächse in Europa bewegen sich in den Jahren 
2016 und 2017 nach wie vor auf einem moderaten Niveau. 
Obwohl die wirtschaftliche Entwicklung in den meisten 
europäischen Ländern bereits seit mehreren Jahren wieder 
stabile Wachstumsraten aufweist und die offiziellen Arbeits-
losenraten stetig zurückgehen, bleiben die Löhne auf einem 

ungewöhnlich restriktiven Entwicklungspfad. Wirtschafts-
kommentatoren sprechen in diesem Zusammenhang bereits 
von einem “mystery of missing wage growth” (Giugliano 
2017).

Die Frage, warum es angesichts deutlich verbesserter 
ökonomischer Rahmendaten bislang nicht zu einer stärke-
ren Lohndynamik gekommen ist, ist mittlerweile ins Zen-
trum der wirtschaftspolitischen Debatten gerückt. So argu-
mentiert die Europäische Kommission (2017a, S. IX und 
S. 52ff.), dass eine positive Lohnentwicklung entscheidend 

Tabelle 3

Lohnentwicklung und Verteilungsbilanz in der Europäischen Union, 2014 – 2017

Nominallöhne1 Reallöhne2 Verteilungsbilanz3

2014 2015 2016 2017 2014 2015 2016 2017 2014 2015 2016 2017

Nordeuropa

Dänemark 1,5 1,5 1,6 2,3 1,1 1,3 1,5 0,9 0,5 0,9 1,9 0,3

Finnland 1,0 1,6 1,0 –0,8 –0,2 1,7 0,6 –1,7 –0,1 1,1 –0,2 –2,5

Schweden 2,2 3,5 2,5 2,5 2,0 2,7 1,4 1,1 0,8 0,2 –0,2 0,0

Westeuropa

Belgien 1,0 0,0 0,1 2,0 0,5 –0,6 –1,6 –0,3 –0,7 –1,2 –1,6 –1,0

Deutschland 2,8 2,4 2,3 2,5 2,0 2,3 1,9 0,8 1,2 1,5 1,3 0,2

Frankreich 1,2 1,1 1,3 1,5 0,6 1,0 1,0 0,1 0,2 0,1 0,4 –0,4

Großbritannien 0,7 1,1 2,8 2,4 –0,8 1,1 2,1 –0,2 –1,5 0,6 1,8 –1,4

Irland 1,8 2,8 2,9 3,0 1,5 2,9 3,2 2,3 –5,1 –20,3 0,7 1,0

Luxemburg 2,1 1,7 0,4 3,0 1,4 1,6 0,4 0,6 –1,6 0,3 –0,7 –0,5

Niederlande 1,6 0,4 1,3 2,8 1,3 0,1 1,2 1,2 –0,4 –0,8 0,7 0,8

Österreich 1,9 1,9 1,3 1,9 0,4 1,0 0,3 0,1 0,7 0,7 0,2 –0,6

Südeuropa

Griechenland –2,1 –2,9 0,8 1,5 –0,7 –1,8 0,8 0,3 –1,0 –1,1 2,1 –0,4

Italien 0,0 0,2 0,3 0,9 –0,2 0,1 0,3 –0,7 –0,1 0,3 0,8 –0,9

Malta 1,5 3,3 2,4 3,0 0,7 2,1 1,5 1,4 –2,3 –1,4 0,2 –0,1

Portugal –1,8 –0,3 1,4 1,5 –1,6 –0,8 0,8 0,1 –1,1 –1,0 1,0 –0,4

Spanien 0,0 0,4 0,0 1,0 0,2 1,1 0,4 –1,0 –0,1 0,8 0,0 –1,4

Zypern –3,8 –1,1 –0,6 0,7 –3,6 0,5 0,6 –0,5 –3,8 0,6 0,5 –0,6

Osteuropa

Bulgarien 5,6 5,6 3,1 4,9 7,3 6,8 4,5 3,6 6,2 3,5 1,5 1,3

Estland 4,2 5,7 5,7 5,5 3,8 5,6 4,8 2,1 1,7 7,0 3,6 0,1

Kroatien –5,4 –0,3 1,2 2,5 –5,6 –0,1 1,9 0,9 –2,5 –0,2 –0,3 0,0

Lettland 8,6 6,9 6,9 6,0 7,8 6,7 6,8 3,7 4,4 5,3 4,8 0,9

Litauen 4,7 5,3 5,0 5,1 4,5 6,1 4,3 2,2 3,0 5,5 4,1 0,0

Polen 2,2 1,1 3,6 4,3 2,1 1,8 3,8 2,4 0,5 –0,5 1,7 –0,7

Rumänien 6,7 0,9 10,3 9,5 5,3 1,3 11,5 8,3 3,1 –3,5 5,5 4,2

Slowakei 1,8 3,1 1,8 4,0 1,9 3,5 2,2 2,5 0,8 1,6 1,4 1,0

Slowenien 1,3 1,4 2,2 2,7 0,9 2,2 2,4 1,2 –1,7 1,0 1,9 –0,2

Tschechien 2,6 2,6 3,9 4,6 2,2 2,4 3,2 2,0 0,0 –0,7 2,6 –0,3

Ungarn 1,3 1,5 5,3 7,1 1,3 1,4 4,8 4,0 2,1 0,6 5,1 1,2

EU 28 1,2 1,2 1,7 2,2 0,6 1,2 1,5 0,4 0,0 0,1 0,9 –0,5

1 Nominallöhne = Nominale Arbeitnehmerentgelte pro Arbeitnehmer, Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr.
2 Reallöhne = Nominale Arbeitnehmerentgelte pro Arbeitnehmer inflationsbereinigt auf Basis des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI), Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr.
3 Verteilungsbilanz = Saldo des jährlichen Nominallohnzuwachses und des Verteilungsspielraums (vgl. Tabelle 2) in Prozentpunkten.
Angaben für 2017: Prognose der Europäischen Kommission.

Quelle: AMECO Datenbank der Europäischen Kommission (Version: 11. Mai 2017), Berechnungen des WSI.
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für die Nachhaltigkeit des Aufschwungs sei. Weitere Lohn-
steigerungen würden nicht nur die private Nachfrage stär-
ken, sondern auch zur Normalisierung der Inflationsrate 
beitragen. Besonders intensiv wird diese Frage auch inner-
halb der EZB (2017a, S. 20 und S. 37ff.) diskutiert, die bereits 
seit einiger Zeit offen für höhere Lohnzuwächse plädiert, 
um der nach wie vor unterhalb der EZB-Zielinflationsrate 
liegenden Preisentwicklung einen stärkeren Auftrieb zu ge-
ben (siehe z. B. Praet 2017). Zu den „das Lohnwachstum 
möglicherweise belastenden Faktoren“ gehören nach An-
sicht der EZB „die nach wie vor beträchtliche Unterauslas-
tung am Arbeitsmarkt, der schwache Produktivitätszuwachs 
und die immer noch spürbaren Auswirkungen der in eini-
gen Ländern während der Krise eingeführten Arbeitsmarkt
reformen“ (EZB 2017a, S. 20). 

In einer Untersuchung beschäftigt sich die EZB vor allem 
mit der Frage, warum die rückläufigen Arbeitslosenzahlen 
entgegen den Erwartungen nicht zu höheren Lohnzuwächsen 
geführt haben (ebd., S. 37ff.). Um diesen Widerspruch aufzu-
lösen, argumentiert die EZB, dass die offiziellen Arbeitslosen-
raten den Angebotsüberhang am Arbeitsmarkt systematisch 
unterschätzten. Viele Erwerbssuchende werden danach de 
facto in der Arbeitslosenstatistik nicht erfasst. Außerdem exis-
tiert eine wachsende Anzahl von Beschäftigten, die nur un-
freiwillig Teilzeit arbeiten und gerne Vollzeit beschäftigt wä-
ren. Fasst man alle Formen der bestehenden 
Unterbeschäftigung zusammen, so ist nach Ansicht der EZB 
der Grad der Unterauslastung am Arbeitsmarkt derzeit fast 
doppelt so hoch wie in der offiziellen Arbeitslosenstatistik 
(ebd., S. 40). Schließlich kommt noch hinzu, dass es sich bei 
den in jüngster Zeit neu geschaffenen Arbeitsplätzen oft um 
befristete Jobs und andere Formen prekärer Beschäftigung 

handelt (Khan 2017). Anders als die sinkenden offiziellen 
Arbeitslosenraten suggerieren, bleibt damit insgesamt die 
Verhandlungsmacht der Gewerkschaften weiterhin stark be-
grenzt. 

Neben der nach wie vor schwierigen Lage auf dem Ar-
beitsmarkt stehen jedoch auch institutionelle Veränderun-
gen in den Systemen der Lohnfindung einer expansiven 
Lohnpolitik entgegen. So kam es nach der Wirtschaftskrise 
2008/2009 in vielen europäischen Ländern zu einem Abbau 
von Arbeitnehmerrechten und einer systematischen Schwä-
chung der Tarifvertragssysteme durch eine radikale Dezen-
tralisierung der Lohnverhandlungen. Diese Entwicklung 
wurde maßgeblich vonseiten der EU und anderer interna-
tionaler Organisationen befördert (Schulten/Müller 2014; 
Müller et al. 2016). Sie zielte im Kern darauf, den Einfluss 
der einzelnen Unternehmen auf die Lohnentwicklung zu 
stärken und damit die Bedeutung überbetrieblicher Formen 
der Lohnsetzung, wie sie z. B. durch Flächentarifverträge 
vorgegeben werden, zu minimieren. 

Die strukturellen Veränderungen in den Tarifvertrags-
systemen haben in vielen Ländern dazu beigetragen, dass 
sich seit der Krise 2008/2009 eine äußerst restriktives Lohn-
regime durchgesetzt hat (Ronchi/di Mauro 2017). In vielen 
EU-Staaten kam es über mehre Jahre hinweg zu massiven 
Reallohnverlusten. Betrachtet man die Entwicklung der Re-
allöhne für den Zeitraum 2010 bis 2017 (d.h. inklusive der 
für das Jahr 2017 prognostizierten Reallohnzuwächse), so 
liegt das Reallohniveau in zehn EU-Staaten noch immer 
unterhalb des Niveaus des Krisenjahrs 2009 (Abbildung 5). 
Am deutlichsten ist diese Entwicklung in Griechenland, wo 
die Reallöhne um fast 23 % gefallen sind, gefolgt von Zypern 
(–12,8 %), Portugal (–8,6 %), Kroatien (–5,8 %) und Spa-
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nien (–5,5 %). Lediglich in einigen osteuropäischen Ländern 
kam es im gleichen Zeitraum zu kräftigen Reallohnzuwäch-
sen. Außerhalb von Osteuropa konnten nur in Schweden 
(+13,7 %) und Deutschland (+9,8 %) deutlichere Reallohn-
zuwächse verzeichnet werden.

Gemessen an den Kriterien einer produktivitätsorien-
tierten Lohnpolitik ist die Verteilungsbilanz im Zeitraum 
2010 bis 2017 in den meisten europäischen Ländern aus 
Sicht der Beschäftigten ebenfalls negativ. In 20 von 28 
EU-Staaten geht die Lohnquote, d.h. der Anteil der Arbeits-
einkommen am gesamten Volkseinkommen, weiter zurück 
(Abbildung 6). Damit folgen die Lohnentwicklungen einem 
bereits seit den 1980er und 1990er Jahren in vielen Ländern 
zu beobachtenden Trend fallender Lohnquoten. 

Trotz der vergleichsweise starken Lohnzuwächse blieb 
die Lohnquote in Deutschland über den Zeitraum von 2010 
bis 2017 hin konstant. Die Lohnerhöhungen der letzten 
Jahre waren also vollständig durch die Preis- und Produk-
tivitätsentwicklung gedeckt, sodass sich die funktionale 
Einkommensverteilung zwischen Arbeits- und Kapitalein-
kommen nicht veränderte. Allerdings hat Deutschland in 
den 1990er und 2000er Jahren einen relativ starken Rück-
gang der Lohnquote erlebt; die Entwicklung des aktuellen 
Jahrzehntes hat diesen Trend also nur angehalten, aber nicht 
korrigiert.

Die deutsche Lohnpolitik ist damit weit von einer ex-
pansiven Ausrichtung entfernt und steht deshalb nach wie 
vor in der internationalen Kritik, insbesondere in Anbe-
tracht der deutschen Leistungsbilanzüberschüsse (z. B. IMF 
2017b). Die Europäische Kommission hat sogar offen die 

deutschen Tarifvertragsparteien dafür kritisiert, dass sie die 
ökonomischen Möglichkeiten für eine nachhaltige Lohnent-
wicklung nicht voll ausgeschöpft haben (Europäische Kom-
mission 2017b, S. 5). Auch wenn die Leistungsbilanzüber-
schüsse in Deutschland nicht allein und auch nicht erster 
Line durch die Lohnpolitik abgebaut werden können, so 
würde eine stärkere Lohndynamik doch dazu beitragen, den 
Binnenkonsum in Deutschland weiter zu stärken und damit 
auch die Importe aus dem Ausland zu erhöhen (Hein/Tru-
ger 2017; Horn/Watt 2017). 

Ein stärkeres Lohnwachstum in Deutschland würde dar-
über hinaus auch in anderen europäischen Ländern die Mög-
lichkeiten für eine expansive Lohnpolitik verbessern. Vor dem 
Hintergrund eines langsam wieder ansteigenden Preisniveaus 
besteht derzeit die Gefahr, dass es bei einer Fortsetzung des 
moderaten Lohnpfades nur noch zu sehr geringen Reallohn-
zuwächsen kommt. Für einige Länder wie z. B. Italien und 
Spanien hat die Europäische Kommission für das laufende 
Jahr 2017 bereits wieder einen Rückgang der Reallöhne pro-
gnostiziert (Tabelle 3). Damit würde es jedoch wiederum zu 
einem Abflachen des privaten Konsums kommen, der derzeit 
die wichtigste Stütze der ökonomischen Entwicklung in diesen 
Ländern ist. 

Um der nach wie vor bestehenden Gefahr einer länger-
fristigen Stagnationsperiode – wie sie bereits seit zwei Jahr-
zehnten in Japan beobachtet werden kann – zu entgehen, 
bedarf es neben einer öffentlichen Investitionsoffensive in 
allen europäischen Ländern einer deutlich stärkeren Lohn-
dynamik, die ein nachhaltiges nachfragegetriebenes Wachs-
tumsmodell befördert. Unter dem Motto „Europe needs a 
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payrise“ haben die europäischen Gewerkschaften deshalb eine gemeinsa-
me Kampagne beschlossen, um überall in Europa die politischen und 
institutionellen Voraussetzungen für eine stärkere Lohndynamik zu ver-
bessern (Lynch 2017).14
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